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Dr. Gerd Landsberg  

ist Geschäftsführendes 

Präsidialmitglied des Deutschen 

Städte- und Gemeindebundes. 

Der Deutsche Städte- und 

Gemeindebund vertritt die Interessen 

der Kommunalen Selbstverwaltung der 

Städte und Gemeinden in Deutschland 

und Europa. Über seine Mitglieds- 

verbände repräsentiert er rund 11.000 

Kommunen in Deutschland. 

 

Mitgliedsverbände  

• Bayerischer Gemeindetag  

• Gemeinde- und Städtebund 

Rheinland-Pfalz  

• Gemeinde- und Städtebund 

Thüringen  

• Gemeindetag Baden-Württemberg  

• Hessischer Städte- und 

Gemeindebund  

• Hessischer Städtetag  

• Niedersächsischer Städte- und 

Gemeindebund  

• Niedersächsischer Städtetag  

• Saarländischer Städte- und 

Gemeindetag  

• Sächsischer Städte- und 

Gemeindetag  

• Schleswig-Holsteinischer 

Gemeindetag  

• Städte- und Gemeindebund 

Brandenburg  

• Städte- und Gemeindebund 

Nordrhein-Westfalen  

• Städte- und Gemeindebund Sachsen-

Anhalt  

• Städte- und Gemeindetag 

Mecklenburg-Vorpommern  

• Städtebund Schleswig-Holstein  

• Städtetag Rheinland-Pfalz 

LÄNDLICHE RÄUME ALS  

INNOVATIONSRÄUME STÄRKEN! 

Ländliche Räume haben ein enor-
mes Potenzial für Wirtschaft und 
Gesellschaft, das auch in Zeiten des 
demografischen Wandels mehr als 
bisher aktiviert werden kann.  
 
Mehr als die Hälfte der Bevölkerung 
lebt auf dem Land. Drei Fünftel des 
deutschen Bruttosozialprodukts wird 
in der Fläche erwirtschaftet, davon 
die Hälfte im ländlichen Raum. Die 
deutsche Wirtschaft ist nicht nur 
ausgeprägt mittelständisch aufge-
stellt, sondern zeichnet sich auch 
durch ihre starke räumliche Veranke-
rung aus.  
 
Es gilt, noch mehr als bisher die 
Kommunen im ländlichen Raum und 
ihr Potenzial als Innovationsräume 
zu begreifen und zu stärken. So 
kann die Wertschöpfung in den länd-
lichen Räumen gehalten und sogar 
ausgebaut werden. Das Potenzial 
dazu ist vorhanden. In ländlichen 
Räumen gibt es eine Vielzahl von 
„Hidden Champions“, die Weltmark-
führer in ihrem Bereich sind. Rund 
40 Prozent aller Arbeitsplätze in 
wissens- und innovationsintensiven 
Unternehmen befinden sich in der 
Fläche und davon wiederum rund 
zwei Drittel in ländlichen Räumen.  
 
Die Politik in den Ländern kon-
zentriert sich immer noch zu sehr auf 
die Förderung von Metropolen. Hier  
 

ist ein Umsteuern zugunsten des 
ländlichen Raums erforderlich, um 
der Landflucht wirksam zu begeg-
nen. Insbesondere die Digitalisierung 
und die damit einhergehende De-
zentralisierung von Produktionsstan-
dorten bietet die Chance, weiteres 
Wachstum in der Fläche zu generie-
ren.  
 
Aber auch die Energiewende, die 
den ländlichen Raum zu einem 
nachhaltigen Produktionsstandort 
werden lässt oder der anhaltende 
Trend zum Natur- und Kulturtouris-
mus stehen beispielhaft für wert-
schöpfungsstarke Wirtschaftssekto-
ren.  
 
Um gute wirtschaftliche Entwicklung 
in ländlichen Räumen zu fördern, ist 
die Daseinsvorsorge zu stärken. Ziel 
ist die Herstellung gleichwertiger 
Lebensverhältnisse. Dazu müssen 
die Rahmenbedingungen bei der 
Verkehrs-, der digitalen und der so-
zialen Infrastruktur einschließlich der 
medizinischen Versorgung stimmen: 
Von einer Kinder- und Schülerbe-
treuung, die auf moderne Arbeits-
zeitmodelle zugeschnitten ist über 
die schnellen Breitbandanbindungen 
für die Old- bzw. die New Economy 
und die Telemedizin bis hin zu einer 
gut ausgebauten Straßen- und Ver-
kehrsinfrastruktur für Wirtschaft, 
Wohnen und Tourismus!  
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Entscheidungen dezentralisie-
ren, Bürgergesellschaft  

aktivieren! 
 
Die Politik wird die Bürgergesell-
schaft im ländlichen Raum nur 
aktivieren können, wenn die Men-
schen die Chance haben, mitzu-
gestalten. Dies geschieht am bes-
ten, indem Entscheidungen de-
zentralisiert werden.  
 
Gleichzeitig sollten die Länder 
gezielt die Präsenz von Landesbe-
hörden in der Fläche ausbauen 
und stärken. Dies ist ein Element 
der Strukturförderung und sorgt 
zugleich für eine bessere Erreich-
barkeit von Behörden in der Flä-
che. Generell müssen lokale Initia-
tiven gestärkt und nach dem Bot-
tom-up-Prinzip gefördert werden. 
Dies gilt besonders für die not-
wendige, aber nicht immer zielge-
richtete Politik der Förderung des 
ländlichen Raumes durch die EU-, 
Bund-, und Länderebene. Hierzu 
sollte der Förderdschungel gelich-
tet und Entscheidungen über die 
Verwendung von Fördermitteln in 
die kommunale Hand gelegt wer-
den. Anknüpfungspunkt ist die 
schon reformierte Gemeinschafts-
aufgabe „Agrarstruktur und Küs-
tenschutz“ (GAK). Hier gilt: nach 
der Reform ist vor der Reform.  
 
Ziel einer neuen Gemeinschafts-
aufgabe ländliche Entwicklung 
muss es sein, die Mitwirkung der 
Kommunen zu stärken. Schon jetzt 
sind die so genannten Regional-
budgets, mit denen Geldmittel der 
örtlichen und regionalen Ebene zur 
Verfügung gestellt werden, ein 
erfolgreiches Instrument: So kön-

nen Kommunen kooperativ in ei-
gener Verantwortung über Ihre 
Entwicklung entscheiden. Das 
aktiviert lokale Initiativen der Bür-
gergesellschaft vor Ort. Dies muss 
mit einer ernsthaften und deutli-
chen Bürokratieentlastung bei der 
Nutzung europäischer Fördermög-
lichkeiten des ländlichen Entwick-
lungsfonds (ELER) einhergehen. 
Alle ELER-Regelungen, insbeson-
dere aber die zum Verwaltungs- 
und Kontrollverfahren, müssen 
unter dem Blickwinkel des Büro-
kratieabbaus und der Vereinfa-
chung überprüft und ggf. ange-
passt werden. 
 

Grundlagen der  
Integration verbessern 

 
Die Integration von Menschen, die 
als Flüchtlinge anerkannt wurden 
und in Deutschland bleiben, wird 
Jahrzehnte dauern und wir müs-
sen unsere Anstrengungen darauf 
konzentrieren, besser, schneller 
und professioneller zu werden. Die 
Voraussetzungen ländlicher Räu-
me für Integration sind grundsätz-
lich gut: Die überschaubaren 
Strukturen und die Nähe des Zu-
sammenlebens fördern das Aufei-
nandertreffen von Eingesessenen 
und Zuwanderern. Wohnraum ist 
dezentral und für kleine Gruppen 
häufig vorhanden. Oft sind die 
Kosten niedrigerer als in Großstäd-
ten.  
 
Viele Klein- und mittelständische 
Unternehmen suchen neben 
hochqualifizierten Fachkräften 
auch im Bereich einfacherer 
Dienstleistungen Arbeitnehmer. 
Solche Arbeitsplätze sind für viele 

Schutzsuchende schneller erreich-
bar als Qualifizierungen für Ar-
beitsplätze mit speziellen Kennt-
nissen.  
 
Aus Sicht des DStGB bietet eine 
flächendeckende Wohnsitzauflage 
Vorteile für die Integration, wenn 
sie in ein Gesamtkonzept einge-
bettet und mit einer gezielten 
Strukturförderung unterlegt ist. Der 
Ausbau von bedarfsgerechten 
Infrastrukturen gehört dazu. Hierzu 
gehören z. B. Kita- und Schulan-
gebote, aber auch soziale Betreu-
ungsangebote für Jugendliche 
oder Erwachsene ebenso wie aus-
reichende Plätze für Sprachkurse, 
flankiert durch einen gut ausge-
bauten öffentlichen Personennah-
verkehr, um die Erreichbarkeit 
dieser Angebote zu gewährleisten. 
Dies kann die Integration der 
Schutzsuchenden in den Kommu-
nen erleichtern, besser steuerbar 
machen und soziale Brennpunkte 
oder Ghettobildungen vermeiden. 
 

Kooperationen fördern! 
 
Kommunale Zusammenarbeit bie-
tet die Chance, auch in Zeiten 
knapper Kassen eine leistungs-
starke und attraktive öffentliche 
Infrastruktur in ländlichen Räumen 
vorzuhalten. Das Potenzial ist hier 
noch lange nicht ausgeschöpft. 
Durch die Bündelung der Kräfte 
und Ressourcen im Rahmen von 
interkommunalen Kooperationen 
bleibt die gemeindliche Handlungs-
fähigkeit erhalten und die Wettbe-
werbsfähigkeit wird vergrößert. 
Gemeinsam genutzte Einrichtun-
gen (z. B. Sporthallen, Schwimm-
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bäder, Betriebshöfe) können güns-
tiger betrieben werden.  
 
Kostensparende Organisations-
strukturen der Kommunen sollten 
durch Bund, Länder und EU in 
ihren jeweiligen Programmen nicht 
behindert werden. Der Gesetzge-
ber hat zwar versucht, die inter-
kommunale Zusammenarbeit zwi-
schen juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts europarechts-
konform von der Umsatzsteuer zu 
befreien. Dennoch muss auch auf 
europäischer Ebene weiter daran 
gearbeitet werden, der Überbeto-
nung von Wirtschaftsinteressen zu 
Ungunsten der Kommunalwirt-
schaft entgegen zu wirken.  
 
Im Bereich des Wettbewerbs- und 
Vergaberechts muss die Vergabe-
rechtsfreiheit interkommunaler 
Kooperationen gesetzlich klarge-
stellt werden. Schließlich sollte der 
flexible Personaleinsatz zwischen 
den Kommunen nicht durch um-
fängliche und teure Erlaubnisver-
fahren belastet werden. 
 

Digitalisierungschancen  
ergreifen! 

 
Breitband ist die Grundbedingung 
für die Teilhabe an der digitalen 
Welt des 21. Jahrhunderts! Eine 
schnelle und flächendeckende 
Breitbandversorgung ist unver-
zichtbar für die Wirtschaft und das 
Leben in ländlichen Räumen. Die 
Verfügbarkeit von schnellen und 
leistungsstarken Breitbandanbin-
dungen ist ein entscheidender 
Standortfaktor. Sie ist Vorausset-
zung für den Erhalt und die An-
siedlung von Unternehmen, aber 

auch für die Nutzung der Teleme-
dizin, die Wohnortwahl junger Fa-
milien, die soziale Netzwerke und 
Internetangebote nutzen wollen.  
 
Tatsächlich ist der ländliche Raum 
vielerorts immer noch von einer 
leistungsstarken Breitbandversor-
gung abgehängt. Es ist und bleibt 
vorrangige Aufgabe des Bundes 
und der Länder, den in der Fläche 
bestehenden Bedarf an zeitgemä-
ßen Internetanwendungen zu de-
cken. Die digitale Vernetzung von 
Bürgern, Verwaltungen, Wirtschaft 
und Dienstleistern darf kein Fla-
schenhals für Lebensperspektiven 
der Einwohner ländlicher Räume 
werden. Stattdessen müssen die 
mannigfachen Chancen moderner 
Dienstleistungserbringung und 
neue Geschäftsideen durch Digita-
lisierung in ländlichen Räumen 
verwirklicht werden.  
 
So zeigt etwa das Projekt Digitale 
Dörfer in Rheinland-Pfalz, dass es 
mit Hilfe der Digitalisierung gelin-
gen kann, das Dienstleistungsan-
gebot und den Warentransport im 
ländlichen Raum zu verbessern. 
Zugleich können die Einwohner 
über digitale Anwendungen zum 
Mitmachen bewegt und so soziale 
Interaktion und bürgerschaftliches 
Engagement gefördert werden.  
 

Mobilität intelligent  
gewährleisten! 

 
Die Mobilität der Menschen trotz 
knapper öffentlicher Ressourcen 
zu gewährleisten, ist die Dauer-
aufgabe für die Politik im ländli-
chen Raum. Hierbei gilt es, die 
klassischen Mobilitätsangebote 

fortzuentwickeln. Ergänzend zu 
neuen Angebotsformen bietet die 
Digitalisierung dazu gute Möglich-
keiten. Im ÖPNV sollte die flä-
chenhafte Gewährleistung von 
Mobilitätsangeboten im Vorder-
grund stehen – nicht die Genehmi-
gung von Linien. Dazu müssen 
auch neue Formen von Verkehrs-
angeboten, vermittelt z. B. über 
digitale Plattformen und ggf. unter 
Nutzung sozialer Netzwerke, ge-
prüft werden.  
 
Richtschnur sollte die tatsächli-
chen Bedürfnisse der Menschen 
sein. Dazu müssen die Aufgaben-
träger in ländlichen Räumen be-
rechtigt sein, das Verkehrsangebot 
den Bedürfnissen aus eigener 
Initiative anzupassen. Individuelles 
Engagement, ob beim Betrieb von 
Bürgerbussen oder bei Mitnahme-
verkehren muss aktiviert und mit 
den Chancen der vernetzten Mobi-
lität verbunden werden. Vorhande-
ne Mobilitätsangebote können 
über Sharing-Dienste für möglichst 
viele Menschen verfügbar gemacht 
werden. Das Verkehrsangebot 
kann insgesamt verbessert wer-
den, wenn so Verbindungen von 
Tür zu Tür oder zu Tagesrandzei-
ten realisiert werden. 
 

„Gesetzes-Check Ländliche 
Räume“ schaffen! 

 
Erforderlich ist ein „Gesetzes-
Check ländliche Räume“. Dieser 
könnte in das Gesetzgebungsver-
fahren des Bundes integriert wer-
den. Darin sollen Informationen zur 
Raumwirksamkeit beabsichtigter 
Regelungen und Aussagen des 
Bundes zur „Verträglichkeit“ der  
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Regelungen für ländliche Räume 
in der Art einer Gesetzesfolgenab-
schätzung getroffen werden. Vor-
bild hierfür könnte der Normenkon-
trollrat sein. 
 
Berlin, Januar 2017 


